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Auslerfigung 

Eingegangen 

o 6. JUNI 2002 

Bepi Uletilovic 
Rechtsanwalt 

LANDGERICHT BERLIN 
Im Namen des Volkes 

Geschäftsnummer. 
63 S 315/01 
17a C 167/00 Amtsgericht Neukölln 

Verkündet am: 
19. April 2002 - Justizobersekretärin 

. 1;n dem Rechtsstreit 

Beklagte, Widerkläger und Berufungskläger, 

gegen 

Kläger, Widerbeklagter und Berufungsbeklagter, 

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, Wulffstraße 
14, 12165 Berlin, zu: 14/00 - 
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hat das Landgericht Berlin, Zivilkammer.63, Littenstraße 12-17, 
10179 Berlin, auf die mündliche verhanPl_' •• 1(19. April 2002 durch 
die Vorsitzende Richterin am Landgericht~ den Richter am 
Landgericht und den Richter 

für Re c h t erkannt: 

Die Berufung der Beklagten gegen das am 20. Juni 2001 verkünde­ 

te Urteil des Amtsgerichts Neukölln - 17a C 167/00 - wird auf 

ihre Kosten zurückgewiesen. 

Von der Darstellung eines Tatbestandes wird gemäß § 543 Abs. 1 ZPO 

\_j a.F. in Verbindung mit § 26 Nr. 5 EGZPO abgesehen. 

Entscheidunqsqründe: 

Die Berufung wahrt die Formen und Fristen der §§ 516, 518 ZPO a.F. 

in Verbindung mit § 26 Nr. 5 EGZPO. Soweit. sich d i.e Beklagten mit 

der Berufung gegen die Verurteilung im Tenor zu Ziffer 2 wenden, ist 

die Berufung mangels Begründung gemäß § 519 Abs. 1 und 2 ZPO a.F. 

unzulässig. Denn die Berufung richtet sich insoweit gegen die be­ 

reits durch Anerkenntnisteilurteil hinsichtlich der Beklagten zu 1) 

und durch Versäumnisteilurteil hinsichtlich des Beklagten zu 2) 

rechtskräftigen Verurteilungen zur Erstellung der Wasserkostenab­ 

rechnung für das Jahr 1998, da lediglich ausgeführt wird, dass diese 

wegen der veräußerung des Grundstücks in 1998 nicht geschuldet sei. 

Nicht begründet wird hingegen der Angriff gegen den Anspruch des 

Klägers auf Fristsetzung gemäß § 510b ZPO wegen der Erteilung der 

wasserkostenabrechnung 1998. 

Im übrigen ist die Berufung gemäß §§ 511, 511 a ZPO a.F. in Verbin­ 

dung mit § 26 Nr. 5.EGZPO zulässig, aber aus den zutreffenden 

Gründen der angefochtenen Entscheidung, die auch durch das Beru­ 

fungsvorbringen nicht entkräftet werden, unbegründet. 
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Der Kläger hat einen Anspruch auf Auszahlung der Guthaben aus der 

Betriebskostenabrechnung 1995 in Höhe von 2.672,34 DM, der Betriebs­ 

kostenabrechnung 1996 in Höhe von 2.046,36 DM und der 

Wasserkostenabrechnung 1996 in Höhe von 89,75 DM, insgesamt'4.808,45 

DM, gemäß § 4 ziff. 2 des Mietvertrages. 

Gegenforderungen der Beklagten auf rückständige Mieten bestehen 

nicht. Der Einwand der Beklagten, dass die Abrechnungsguthaben durch 

die Bilfsaufrechnung mit Mietrückständen für Februar 1998 bis Okto­ 

ber 1998 in Höhe von 9.000,00 DM gemäß § 389 BGB erloschen seien, 

ist unbegründet. Der Kläger schuldet ab Juni 1997 keine Differenz in 

Höhe von 1.000,00 DM monatlich auf den vereinbarten Mietzins. Denn 

selbst unterstellt, der Mietzins sei ab .Juni 1997 in Höhe von 

1.000,00 DM gestundet gewesen und es sei keine Mietsenkung verein­ 

bart worden, sind Nachforderungsansprüche der Beklagten jedenfalls 

gemäß § 242 BGB verwirkt. Das für die verwirkung erforderliche 

Zeitmoment ist gegeben, weil sich die Beklagte zu 1) erstmals. mit 

der Klageerwiderung vom 3. September 2000 auf einen Mietrückstand ab 

Juni 1997 bezüglich der gestundeten Mieten berufen hat, also mehr 

als 3 Jahre nach Fälligkeit der ältesten Miete. Das erforderliche 

Umstandsmoment folgt daraus, dass die Beklagten einen positiven 

Vertrauenstatbestand im Hinblick auf die Nichtgeltendmachung der 

ihrer Auffassung nach gestundeten Miete gesetzt haben. Der Kläger 

durfte darauf vertrauen, d?-ss die Beklagten bis zum Schluss der 

mündlichen Verhandlung am 12. November 1999 in d:rn Rechtsstreit vor om 4ntsge­ 
rieht Neukölln 18 C 620/98, in dem die Beklagten anderweitige 

restliche Mieten für August 1998 bis Oktober 1998 geltend gemacht 

haben, auch die nunmehr aufgerechneten Mietrückstände in das Verfah­ 

ren einführen beziehungsweise einen Vorbehalt bezüglich etwaiger 

Nachforderungen erklären. Denn die Beklagten haben im dortigen 

Verfahren ausweislich des nicht angefochtenen unstreitigen Tatbe­ 

standes vorgetragen, dass sich die Parteien ab Juni 1997 auf einen 

um 1.000,00 DM auf 4.041,81 DM verringerten Mietzins geeinigt hat­ 

ten. Aufgrund der sich aus dem mietvertraglichen 

Dauerschuldverhältnis ergebenden wechselseitigen Rücksichtname­ 

pflichten oblag es den Beklagten nach der erfolgten beziehungsweise 

••• 4 



- 4 - 

aufgrund des notariellen Grundstückskaufvertrages vom 2. September 

1998 bevorstehenden Beendigung des Mietverhältnisses durch Eintra- 

gung der in das Grundbuch, den Kläger über 

weitergehende Mietzinsnachforderungen nicht im Unklaren zu belassen; 

zumal sich die zeiträume mit den im Vorverfahren geltend gemachten 

Rückständen teilweise überschneiden. 

Das Vorbringen der Berufung, dass die Beklagten seinerzeit aufgrund 

einer Mittellosigkeit des Klägers nicht beabsichtigten, weitergehen­ 

de Ansprüche zu verfolgen, greift daher nicht durch. Selbst wenn 

eine derartige Motivation auf seiten der Beklagten vorhanden gewesen 

wäre, hätte ein Vorbehalt der Nachforderung zum Ausdruck kommen 

~ müssen. Ferner steht einer verwirkung der Forderungen der Beklagten 

auch nicht der Einwand aus Treu und Glauben entgegen, weil der 

Kläger nunmehr die Auszahlung von Nebenkostenguthaben verlangt. 

Entweder hqpen die Beklagten - ihre Auffassung unterstellt - die ab 

Juni 1997 Mieten in Höhe von 1.000,00 DM gestundet und dann durch 

ihr eigenes Verhalten 'die vorgenannte Verwirkung und deren abschlie­ 

ßende Wirkung in Bezug auf Einwendungen herbeigeführt oder die 

Parteien haben sich seinerzeit auf eine Reduzierung der Nettokalt­ 

miete geeinigt, ohne einen gleichzeitigen Verzicht des Klägers auf 

Guthaben aus Nebenkostenabrechnungen zu vereinbaren. In beiden 

Fällen besteht eine Schutzwürdigkeit der Beklagten nicht. Die Auf­ 

rechnung der Beklagten ist ferner nicht aufgrund § 390 S. 2 BGB 

wirksam, da diese Vorschrift entgegen der Auffassung der Beklagten 

vorliegend nicht analog anwendbar ist. Denn anders als bei der 

bloßen Verjährung von Forderungen tritt bei der Einwendung der 

Verwirkung notwendigerweise ein eigenes verhalten des Gläubigers 

hinzu, dass die Verwirkung und damit seine mangelnde Schutzwürdig­ 

keit begründet. 

Ferner hat der Kläger einen Anspruch auf Erteilung der Betriebsko­ 

stenabrechnung 1998 sowie auf Fristsetzung gemäß § 510b ZPÖ, 

weil die Abrechnung noch nicht erteilt worden ist. 

Die Beklagten sind insoweit als seinerzeitige Vermieter passivlegi­ 

timiert, weil ·eine .Eintragung der Nacheigentümer in das Grundbuch 
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jedenfalls noch nicht im Jahre 1998 ,erfolgt ist. Gemäß '§. 571 Abs. 1 

BGB tritt der·Erwerberan die Stelle des Vermieters nur in die sich 

während der Dauer seines Eigentums aus dem Mietverhältnis ergebende~ 

Rechte und Pflichten ein. Auf den Zeitpunkt des Nutzen- und Lasten­ 

wechsels kommt es entgegen der Auffassung der Beklagten vorliegend 

nicht an, da eine Veräußerung vor Überlassung der Mietsache.an den. 
Mieter nicht einschlägig ist, § 578 BGB a.F. 

Die Widerklage in Höhe von 9.000,00 DM betreffend RÜCkstände für 

Juni 1997 bis F.ebruar 1998 ist unbegründet, da Ansprüche auf eine 

Differenz Von monatlich 1.000,00 DM Zum vereinbarten Mietzins jeden­ 

falls entsprechend den vorgenannten AUSfÜhrungen der Verwirkung 
unterfallen. 

Die Kostene!:ltscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO. 


